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Schriftlicher Bericht 
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eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften 

— Drucksache 1205 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dürr 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 81. Sitzung 
am 14. Oktober 1959 den Initiativantrag der Frak- 
tion der CDU/CSU zur Änderung des Gesetzes über 
die Verbreitung jugendgefährdender Schriften in 
erster Lesung beraten und ohne Aussprache dem 
Ausschuß für Familien- und Jugendfragen überwie- 
sen. 

I. Allgemeines 

Der Ausschuß hat, um ein umfassendes Bild über 
den gegenwärtigen Stand des literarischen Jugend- 
schutzes zu gewinnen, zahlreiche Sachverständige zu 
den Erfahrungen über die Durchführung des bis- 
herigen Gesetzes und zur Frage der Notwendigkeit 
und Zweckmäßigkeit der beabsichtigten Änderun- 
gen gehört. Der Ausschuß hat sich auch durch einen 
Besuch beim Bundeskriminalamt in Wiesbaden einen 
Überblick über die dort verwahrten jugendgefähr- 
denden Schriften und Abbildungen beschafft. Er hat 
auch Vertreter der Fachverbände angehört, deren 
Mitglieder von den vorgesehenen zusätzlichen Ver- 
breitungsbeschränkungen betroffen sein könnten. 

Die Darlegungen der Sachverständigen ließen 
es notwendig erscheinen, daß sich der Ausschuß 
außer mit den mit dem Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU angestrebten zusätzlichen Verbreitungs- 
beschränkungen auch mit der Aufzählung der Tat- 
bestände ausführlich befaßte, die vor allem geeignet 
sind, Kinder und Jugendliche sittlich zu gefährden. 
Außerdem wurde einstimmig beschlossen, einige 
der iin Gesetz verwendeten Begriffe an die Begriffs- 
bestimmungen des Jugendgerichtsgesetzes, des Ge- 
setzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit 


und anderer Gesetze anzugleichen sowie die Ver- 
fahrensvorschriften mit dem Ziel einer Verein- 
fachung und Beschleunigung des Verfahrens zu ver- 
bessern. Auch war der inzwischen erlassenen Bun- 
desverwaltungsgerichtsordnung bei der Änderung 
der Bestimmungen über das Verfahren Rechnung zu 
tragen. Ferner erschien es zweckmäßig, das Gesetz 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften 
im Zusammenhang mit diesem Änderungsgesetz im 
Saarland einzuführen und die saarländische Vor- 
schrift aufzuheben. 

Der Ausschuß beschloß mit Mehrheit, dem Hohen 
Hause den beiliegenden Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften vorzulegen, damit bes- 
sere gesetzliche Voraussetzungen für einen einheit- 
lichen, umfassenderen und wirksameren Jugend- 
schutz geschaffen wird. 


II. Einzelbemerkungen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1) 

Absatz 1 

ist neu gefaßt, entspricht aber ohne sachliche Ände- 
rungen dem geltenden Recht. Die Änderung in 
Satz 1 dient allein der Einführung eines einheit- 
lichen Sprachgebrauchs. Anregungen aus Fachkrei- 
sen, den Satz 1 in Anlehnung an § 1 Abs. 1 des 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes zu fassen („Schrif- 
ten, die geeignet sind, die Entwicklung Jugendlicher 
zu körperlicher, seelischer und gesellschaftlicher 
Tüchtigkeit zu beeinträchtigen, sind in eine Liste 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2373 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


jugendgefährdender Schriften aufzunehmen"), ist der 
Ausschuß einstimmig nicht gefolgt. Das geltende 
Recht, das auf die Eignung abstellt, „Jugendliche 
sittlich zu gefährden", hat sich in der Praxis der 
Bundesprüfstelle und der Gerichte als ausreichend 
erwiesen und bewährt. In Satz 2 ist der Beispiel- 
katalog abweichend zum geltenden Recht gefaßt 
und erweitert worden. Damit wird der Wirklichkeit, 
wie sie sich auf dem Gebiete des jugendgefährden- 
den Schrifttums darstellt, Rechnung getragen und 
die Anschaulichkeit des Gesetzes erhöht. Die Bei- 
spielsfälle der unsittlichen und der den Krieg ver- 
herrlichenden Schriften sind unverändert aus dem 
geltenden Recht übernommen worden. Der Aus- 
schuß hat erwogen, daneben auch den Krieg „ver- 
harmlosende" Schriften ausdrücklich zu erwähnen. 
Er hat jedoch in seiner Mehrheit hiervon abzusehen, 
weil dem Begriff „verharmlosend" die festen Um- 
risse fehlen, weil für diesen Beispielsfall neben der 
Generalklausel des Satzes 1 und dem Beispielsfall 
der „kriegsverherrlichenden" Schriften ein Bedürf- 
nis nicht bestehe und weil insoweit die bisherige 
Fassung auch den Bedürfnissen der Bundesprüfstelle 
und der Gerichte entspreche. Verbrechen oder Ras- 
senhaß „verherrlichende" Schriften, die das geltende 
Recht als weitere Beispielsfälle anführt, sind in der 
Wirklichkeit ohne oder nur von höchst untergeord- 
neter Bedeutung. Kennzeichnend für die als jugend- 
gefährdend zu beanstandenden Schriften ist, daß sie 
verrohend wirken oder zu Gewalttätigkeit, Verbre- 
chen oder Rassenhaß anreizen, indem sie rücksichts- 
lose Gewaltanwendung und ein brutales Faustrecht 
als übliche Mittel der zwischenmenschlichen Ausein- 
andersetzung schildern oder rassisch diskriminie- 
rende Tendenzen aufweisen. 

Absatz 3 

ist neu gefaßt. Die Gleichstellung von Schallaufnah- 
men, Abbildungen und Darstellungen mit den 
Schriften bedeute insofern eine Änderung des gel- 
tenden Rechts, als auch „Darstellungen" den Schrif- 
ten gleichstehen sollen. Damit wird es möglich, 
gegen jugendgefährdende Gegenstände in Form von 
Plastiken vorzugehen, die im Rechtssinne weder 
Schriften noch Abbildungen sind, in den letzten Jah- 
ren aber in Form höchst zweifelhafter sogenannter 
Scherzartikel größere Verbreitung gefunden haben. 
Da die Schallaufnahmen schon nach der bisherigen 
Rechtsprechung als „Schriften" angesehen worden 
sind, bedeutet ihre ausdrückliche Nennung keine 
sachliche Änderung; sie dient nur der Klarstellung 
und der Anpassung an die neuere Gesetzessprache. 

Absatz 4 

ist neu eingefügt worden. Er dient allein dem 
Zweck, einen einheitlichen Gebrauch des Begriffs 
„Jugendlicher" sicherzustellen. Eine sachliche Ände- 
rung ist damit nicht verbunden. Die Umschreibung 
der Begriffe „Kind" und „Jugendlicher" schließt sich 
an das Jugendgerichtsgesetz und das Gesetz zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1058) 
an. Sie wird auch im Entwurf eines neuen Strafge- 
setzbuches verwendet. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 2 Abs. 2) 

Die bisherige Vorschrift „ist eine Schrift inhalt- 
lich ganz oder im wesentlichen eine Neuauflage 
einer bereits in die Liste aufgenommenen Schrift, 
so steht sie einer solchen gleich" hat sich als zu eng 
erwiesen. Es wird damit der Fall, daß eine früher 
erschienene Schrift inhaltlich gleich mit einer später 
erschienenen indizierten Schrift ist, nicht erfaßt; 
denn die früher erschienene Schrift kann nicht als 
’ „Neuauflage" der später erschienenen bezeichnet 
werden. Dieser Mangel könnte beseitigt werden, 
wenn man in § 2 Abs. 2 allein für maßgebend er- 
klärt, daß eine Schrift ganz oder im wesentlichen 
inhaltsgleich ist mit einer in die Liste aufgenomme- 
nen Schrift. Mit einer solchen Regelung könnte der 
einzelne überfordert werden. Denn er wäre gehal- 
ten, jede Schrift, einerlei wann sie erschienen ist, 
daraufhin zu prüfen, ob sie mit einer bereits indi- 
zierten Schrift inhaltsgleich oder im wesentlichen 
übereinstimmt. Um dies zu vermeiden, hat der Aus- 
schuß einstimmig beschlossen, § 2 Abs. 2 zu strei- 
chen und statt dessen in § 18 a (vgl. Artikel 1 Nr. 13) 
ein besonderes Verfahren zur Indizierung solcher 
Schriften zu schaffen, die ganz oder im wesentlichen 
inhaltsgleich sind mit einer in die Liste bereits auf- 
genommenen Schrift. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 3) 

Die Änderung des § 3 ist eine Folge des neuen 
§ 1 Abs. 4. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 4) 

Die Neufassung dieser Vorschrift bildet das Kern- 
stück der Novelle. Neu ist insbesondere, daß künf- 
tig der Vertrieb von indizierten oder ihnen nach 
§ 6 gleichstehenden Schriften auch im Versandhan- 
del und in gewerblichen Leihbüchereien oder Lese- 
zirkeln allgemein untersagt sein soll. 

Absatz 1 Nr. 1 und 2, 

der vom Ausschuß einstimmig gebilligt worden ist, 
entspricht ohne sachliche und mit nur geringfügigen 
sprachlichen Änderungen dem geltenden Recht. 

Absatz 1 Nr. 3 

bezieht den Versandhandel (§ 1 Abs. 2 Nr. 2 des 
Gesetzes über die Berufsausübung im Einzelhandel 
vom 5. August 1957 — BGBl. I S. 1121) in die Vor- 
schrift ein. Die Vorschrift schafft ein allgemeines 
Verbot, jugendgefährdende indizierte Schriften im 
Versandhandel zu vertreiben. Der besonders hohe 
Grad der Jugendgefährdung bei einer Verbreitung 
von Schriften dieser Art im Versandhandel ergibt 
sich daraus, daß der Vertrieb ohne persönlichen 
Kontakt zwischen Verkäufer und Käufer erfolgt. 
Eine Kontrolle, ob der Käufer Jugendlicher oder Er- 
wachsener ist, ist dem Versandhändler nicht mög- 
lich. Auf Altersangaben des Bestellers, die meist auf 
den Bestellkarten verlangt werden, kann er sich er- 
fahrungsgemäß nicht verlassen. Auch den Eltern ist 
es kaum möglich, den Bezug jugendgefährdender 
Schriften durch ihre Kinder über den Versandhandel 
zu unterbinden, insbesondere wenn die Lieferungen, 
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was nicht selten der Fall ist, postlagernd erfolgen. 
Die Vorschrift wendet sich in erster Linie gegen 
Versandunternehmen für sogenannte Erotika, deren 
Tätigkeit in den letzten Jahren sehr stark zugenom- 
men hat. Nach Auffassung der Mehrheit des Aus- 
schusses genügt die bisherige Vorschrift des § 3 
nicht, die auch dem Versandhandel verbietet, indi- 
zierte Schriften an Jugendliche zu versenden. Dem 
Versandhandel für Erotika sei es, selbst wenn man 
guten Willen unterstelle, nicht möglich, dieses Ver- 
bot bei der besonderen Art seines Betriebes genau 
einzuhalten. Eine Minderheit des Ausschusses war 
der Ansicht, auf das allgemeine Vertriebsverbot der 
Nr. 3 verzichten zu können. Sie befürchtet insbeson- 
dere, daß dadurch die Erwachsenen zu sehr in ihren 
Rechten eingeschränkt werden könnten. 

Absatz 1 Nr . 4 

untersagt gewerblichen Leihbüchereien und Lese- 
zirkeln die Verbreitung jugendgefährdender Schrif- 
ten. Nichtgewerbliche Leihbüchereien, also etwa 
kommunale, staatliche oder kirchliche Büchereien 
werden von der Vorschrift nicht erfaßt. Der Aus- 
druck „Leihbüchereien" wird, auch wenn es sich 
rechtlich um Mietbüchereien handelt, verwendet, 
weil es sich im eigentlichen Sprachgebrauch fest ein- 
gebürgert hat. 

Der Ausschuß hat sich von Sachverständigen ein- 
gehend über die gegenwärtigen Verhältnisse im 
Leihbüchereigewerbe unterrichten lassen. Nur ein 
geringer Teil der Leihbüchereien steht unter fach- 
kundiger Leitung, ist einem Fachverband angeschlos- 
sen und wird entweder als selbständiges Geschäft 
oder neben einem artverwandten Gewerbe (z. B. 
Buchhandel) betrieben. Er gibt zu besonderen Bean- 
standungen keinen Anlaß. Die große Mehrzahl der 
Leihbüchereien wird neben branchefremden Ge- 
werbezweigen betrieben. Den Inhabern fehlt meist 
jegliche Sachkunde und -kenntnis der gesetzlichen 
Schranken ihres Gewerbes. Auch gehören sie meist 
einem Verband, der sie beraten würde, nicht an. 
In dieser Art gewerblicher Leihbüchereien werden 
meist die Erzeugnisse von Leihbuchverlagen verlie- 
hen, die nur Leihbücher herstellen, die nicht für den 
normalen Buchhandel bestimmt sind. Die Statistik 
der Bundesprüfstelle zeigt, daß der weitaus größere 
Teil der bisher indizierten Romane zu dieser Gat- 
tung der Leihbuchromane gehört. Die von den zu 
beanstandenden Leihbuchromanen ausgehende Ju- 
gendgefährdung wird durch ihre schnelle und weite 
Verbreitung noch wesentlich erhöht. 

Die Mehrheit des Ausschusses hält unter diesen 
Umständen die Aufnahme der gewerblichen Leih- 
büchereien in § 4 und damit eine Gleichstellung mit 
den Kiosken für unbedingt erforderlich. Damit wird 
gleichzeitig erreicht, daß gewerbliche Leihbüche- 
reien mit indizierten Schriften gar nicht erst belie- 
fert werden dürfen (vgl. § 4 Abs. 3). Ein Verbrei- 
tungsverbot sei im Interesse eines sofort einsetzen- 
den wirksamen Jugendschutzes ein angemesseneres 
und weniger einschneidendes Mittel als eine Berufs- 
ordnung für Gewerbetreibende, die haupt- oder 
nebenberuflich gewerbliche Leihbüchereien betrei- 
ben. Es sei damit die in Anbetracht der Artikel 5 


Abs. 1 und Artikel 12 Abs. 1 GG im Interesse des 
Gemeinwohls zulässige gesetzgeberische Regelung. 

Eine Minderheit des Ausschusses hat sich gegen 
das allgemeine Vertriebsverbot ausgesprochen. Sie 
war der Ansicht, den von den Sachverständigen ge- 
schilderten Mißständen im Leihbüchereigewerbe 
könne ohne gesetzliche Änderung begegnet werden, 
wenn die Durchführung der geltenden Vorschriften 
besser als bisher überwacht werde. 

ln Absatz 1 Nr. 4 

werden neben den gewerblichen Leihbüchereien 
auch die gewerblichen Lesezirkel genannt. Wie von 
Sachverständigen berichtet worden ist, verbreiten in 
der Bundesrepublik über 700 Lesezirkelunternehmen 
wöchentlich etwa 200 000 Erstmappen mit durch- 
schnittlich 10 Zeitschriften, die in der Regel 12 bis 14 
Wochen im Umlauf bleiben und dabei über 2 Mil- 
lionen Kunden und — unter Einbeziehung der Mit- 
leser im Hause usw. — schätzungsweise etwa 
10 Millionen Leser erreichen. Ein erheblicher Teil 
aller Lesemappen liegt erfahrungsgemäß in Warte- 
zimmern bei Frisören, in Gaststätten und Cafes auf. 
Mit Rücksicht auf Art und Umfang der Verbreitung 
der von den gewerblichen Lesezirkeln geführten 
Lesemappen hält die Mehrheit des Ausschusses es 
für geboten, die Verbreitung indizierter Schriften 
durch gewerbliche Lesezirkel allgemein zu unter- 
sagen. Anders könne nicht verhindert werden, daß 
solche Schriften z. B. in Wartezimmern von Ärzten 
und Zahnärzten, bei Frisören oder in Gaststätten 
und Cafes Jugendlichen zugänglich würden. Das 
generelle Verbreitungsverbot sei daher auch ver- 
fassungsrechtlich zulässig. Eine Minderheit des Aus- 
schusses hat sich auch hier gegen ein Verbreitungs- 
verbot ausgesprochen. Die Fälle, daß in Lesemappen 
indizierte Schriften geführt würden, seien nach den 
bisherigen Erfahrungen ohne größere Bedeutung. 
Auch hätten die Lesezirkelunternehmen die Mög- 
lichkeit, darauf hinzuwirken, daß die von ihnen be- 
zogenen Zeitschriften keinen jugendgefährdenden 
Inhalt hätten, weil sie nämlich in diesem Fall den 
Bezug der Zeitschrift jederzeit aus wichtigem Grund 
kündigen könnten. 

Die Umschreibung der einzelnen verbotenen 
Handlungen „darf nicht . . . vertrieben, verbreitet 
oder verliehen oder zu diesen Zwecken vorrätig ge- 
halten werden" entspricht im wesentlichen dem gel- 
tenden Recht. Neu ist lediglich, daß auch das „Vor- 
rätighalten 11 indizierter Schriften zum Zwecke einer 
nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 untersagten Vertriebsart 
ausdrücklich genannt wird. Diese Erweiterung ist 
sachgemäß und hat § 184 StGB zum Vorbild. 

Absatz 2 

bestimmt, daß Verleger und Zwischenhändler eine 
indizierte Schrift nicht an Personen liefern dürfen, 
soweit diese einen Handel nach Absatz 1 Nr. 1 be- 
treiben oder Inhaber von Betrieben der in Absatz 1 
Nr. 2 bis 4 bezeichneten Art sind. Er ist an die ge- 
änderte Fassung des Absatzes 1 angepaßt worden. 
Durch das Wort „soweit" wird klargestellt, daß je- 
mand, der z. B. neben einer Buchhandlung auch eine 
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Leihbücherei betreibt, in seiner Eigenschaft als Buch- 
händler mit indizierten Schriften beliefert werden 
darf. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 6) 

Absatz 1 

wird, wie der Ausschuß einstimmig beschlossen hat, 
dem neuen Sprachgebrauch (vgl. § 1 Abs. 4) ange- 
paßt, im übrigen aber unverändert beibehalten. 

Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen, wie 
das Bundesverfassungsgericht festgestellt hat (vgl. 
Beschluß vom 22. Juni 1960 — 2 BvL 125/60) gegen 
diese Vorschriften nicht. 

Absatz 2 

wie er im geltenden Recht enthalten ist, wurde vom 
Ausschuß eingehend erörtert. 

Nach dem Beschluß der Mehrheit des Ausschusses 
soll Absatz 2 unverändert gegenüber dem geltenden 
Recht beibehalten werden. Daß eine Minderheit des 
Ausschusses sich gegen die Beibehaltung der Vor- 
schrift ausgesprochen hat, beruht weniger auf einer 
grundsätzlich unterschiedlichen Bewertung des Ein- 
flusses der in Frage stehenden Nacktdarstellungen 
auf die jugendliche Psyche, als vielmehr darauf, daß 
sie die Vorschrift mit Rücksicht auf die Verschieden- 
heit der einzelnen Freikörperkulturzeitschriften 
möglicherweise für zu weitgehend und damit, wofür 
auch die Gründe des Beschlusses des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 10. März 1958 (1 BvL 42/56 — 
NJW 1958, 865) sprechen könnten, verfassungsrecht- 
lich für bedenklich hält. Der Ausschuß hat versucht, 
eine Fassung für Absatz 2 zu finden, die einerseits 
die Vorschrift ihrer Substanz nach aufrechterhält 
und andererseits alle nur denkbaren verfassungs- 
rechtlichen Zweifel beseitigt. Es ist ihm aber nicht 
gelungen, eine solche Fassung zu finden. Die Min- 
derheit des Ausschusses hat sich bei dieser Sachlage 
für eine ersatzlose Streichung des Absatzes 2 aus- 
gesprochen. Sie will darauf vertrauen, daß gegen 
jugendgefährdende Nacktkulturzeitschriften nach 
§ 6 Abs. 1 und ggf. mit Dauerindizierungen nach § 7 
des Gesetzes eingeschritten werden könne. Die 
Mehrheit des Ausschusses hält diese Möglichkeiten 
nicht für ausreichend. Sie ist der Auffassung, daß 
die Werbung durch Bild für Nacktkultur, wie sie 
durch die bestehenden Nacktkulturzeitschriften be- 
trieben wird, grundsätzlich jugendgefährdend und 
die allgemeine Maßnahme des § 6 Abs. 2 daher 
durchaus berechtigt ist. Ein Verzicht auf § 6 Abs. 2 
würde die Gefahr einer höchst unterschiedlichen 
Rechtsprechung zu § 6 Abs. 1 in bezug auf die 
Nacktkulturzeitschriften begründen. Bis die Indizie- 
rung einer Schrift erreicht werden könne, vergingen 
erfahrungsgemäß einige Wochen. Zwischenzeitlich 
könne dann die Schrift zum Schaden der Jugend 
ungehindert verbreitet werden. Der erwähnte Be- 
schluß des Bundesverfassungsgerichts vom 10. März 
1958 befasse sich in seinem Entscheidungssatz nur 
mit § 21 Abs. 2 Satz 1 GjS, den er mit Artikel 6 i 
Abs. 2 GG insoweit für unvereinbar erkläre, als er ! 
für den Tatbestand des § 6 Abs. 2 GjS den aus Ar- j 


tikel 6 Abs. 2 GG zu entnehmenden Rechtfertigungs- 
grund für erziehungsberechtigte Eltern zu einem 
Strafausschließungsgrund abschwäche. Dem Be- 
schluß des Bundesverfassungsgerichts könne durch 
entsprechende Änderung des § 21 Abs. 2 Rechnung 
getragen werden. Zu einer Änderung oder Strei- 
chung des § 6 Abs. 2 nötige der Beschluß weder 
durch seinen Entscheidungssatz noch durch seine Be- 
gründung. Auch das BayOblG (NJW 1960, 160) ver- 
trete die Auffassung, daß § 6 Abs. 2 trotz des Be- 
schlusses des Bundesverfassungsgerichts geltendes 
Recht sei. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 9 Abs. 3) 

Die bisherige zwingende Vorschrift des § 9 Abs. 3, 
wonach die Bundesprüfstelle nur in einer Besetzung 
von 12 Mitgliedern entscheiden kann, hat in der 
Praxis zu Unzuträglichkeiten geführt, wenn einer 
der Beisitzer wegen plötzlicher Erkrankung oder un- 
vorhergesehener Behinderung an der Sitzung nicht 
teilnehmen konnte und auch ein Vertreter kurz- 
fristig nicht erreichbar war. Nicht selten mußten 
deshalb Sitzungen der Bundesprüfstelle mit großer 
Verspätung beginnen oder auch vertagt werden, 
womit dann die erschienenen Mitglieder eine oft 
weite Reise umsonst gemacht hatten. Es soll ermög- 
licht werden, daß bei Verhinderung von Beisitzern 
die Bundesprüfstelle auch in einer Besetzung von 
mindestens 9 Mitgliedern beschlußfähig ist. Auf die 
sachliche Arbeit der Bundesprüfstelle ist diese 
Neuerung, die der Ausschuß einstimmig beschlossen 
hat, ohne Einfluß. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 (§§ 10 r 12 r 14) 

Das geltende Gesetz verwendet teils das Wort 
„Prüfstelle" und teils das Wort „Bundesprüfstelle". 
Dieser unterschiedliche Sprachgebrauch soll besei- 
tigt und im ganzen Gesetz einheitlich die richtige 
Bezeichnung „Bundesprüfstelle" verwendet werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 13) 

Die Vorschrift mußte mit Rücksicht auf die Ände- 
rung des § 9 Abs. 3 neugefaßt werden. Zur Anord- 
nung der Aufnahme einer Schrift in die Liste soll es 
einer Mehrheit von zwei Dritteln, mindestens aber 
von sieben der an der Entscheidung mitwirkenden 
Mitglieder der Bundesprüfstelle bedürfen. Bei der 
Mitwirkung von 12 oder 11 Mitgliedern bedarf es 
daher einer Mehrheit von 8 und bei der Mitwirkung 
von 10 Mitgliedern einer Mehrheit von 7. Um zu 
vermeiden, daß bei einer Mitwirkung von 9 Mitglie- 
dern eine Mehrheit von 6 genügt, hat der Ausschuß 
einstimmig beschlossen, „eine Mehrheit von zwei 
Dritteln, mindestens aber von 7 der an der Entschei- 
dung mitwirkenden Mitglieder der Bundesprüf- 
stelle" zu verlangen. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 15) 

Die Vorschrift entspricht ohne wesentliche sach- 
liche Änderungen dem geltenden Recht. Die Bezeich- 
| nung „vorläufige" Anordnung wird verwendet, um 
I das Verfahren auch sprachlich gegenüber der „einst- 
j weiligen" Anordnung der Verwaltungsgerichtsord- 
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nung abzusetzen. Die weitere Änderung des Absat- 
zes 1 „wenn die endgültige Anordnung der Auf- 
nahme der Schrift in die Liste offenbar zu erwarten 
ist und ..." verfolgt das Ziel, die vorläufige Natur 
der Anordnung auch in der Umschreibung ihrer 
Voraussetzungen deutlich hervorzuheben. 

Absatz 3 

enthält nur insofern eine sachliche Änderung, als 
er eine Verlängerung der einmonatigen Frist, nach 
deren Ablauf die vorläufige Anordnung außer Kraft 
tritt, um einen Monat ermöglicht. Die Fristverlänge- 
rung muß einstimmig beschlossen werden und ist 
bekanntzumachen. Für diese Änderung hat sich nach 
der einhelligen Auffassung des Ausschusses in der 
bisherigen Praxis ein dringendes Bedürfnis gezeigt. 
Denn vielfach ist es der Bundesprüfstelle aus tech- 
nischen Gründen nicht möglich, ihre abschließende 
Entscheidung binnen eines Monats zu erlassen. 


düngen über dieselbe Schrift bekannt werden. Neu 
( ist, daß er auch dann die Entscheidung der Bundes- 
prüfstelle herbeiführen kann, wenn er die Auf- 
nahme der Schrift in die Liste nicht „für erforder- 
lich hält". Dies kann dann der Fall sein, wenn eine 
durch Gerichtsurteil für unzüchtig erklärte Schrift 
nur örtliche Bedeutung hat oder nur in wenigen 
Exemplaren, die eingezogen worden sind, vorhan- 
den ist. In diesen Fällen ist die Indizierung ohne 
j praktischen Wert und nur geeignet, die Liste der 
j jugendgefährdenden Schriften zu belasten. 

| 

Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 18 a) 

Die Vorschrift, die der Ausschuß einstimmig be- 
schlossen hat, ist neu. Sie ersetzt den § 2 Abs. 2 
GjS, den der Ausschuß gestrichen hat. Auf die Be- 
merkungen zu Artikel 1 Nr. 2 wird verwiesen. Im 
Aufbau und in der Ausgestaltung ist die Vorschrift 
dem § 18 nachgebildet. 


Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 15 a) 

Die Vorschrift soll, wie der Ausschuß einstimmig 
beschlossen hat, neu eingefügt werden. Sie schafft 
für Fälle, in denen die Voraussetzungen der Indizie- 
rung „offenbar gegeben sind" ein vereinfachtes 
Verfahren. Diese Fälle offensichtlichen Schmutzes 
und Schundes sind in der Praxis recht häufig. Es 
lohnt sich nicht, mit ihnen das Plenum der Bundes- 
prüfstelle zu befassen. 

Die Indizierung einer offenbar jugendgefährden- 
den Schrift im vereinfachten Verfahren ist nur durch 
einstimmigen Beschluß des Vorsitzenden der Bun- 
desprüfstelle und zweier weiterer Mitglieder, von 
denen eines den in § 9 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 genannten 
Gruppen angehören muß, möglich. Kommt eine 
Einigung, die Schrift in die Liste aufzunehmen, nicht 
zustande, so entscheidet die Bundesprüfstelle in vol- 
ler Besetzung. Eine Dauerindizierung nach § 7 ist 
im vereinfachten Verfahren nicht zulässig (vgl. Ab- 
satz 3). Gegen die Entscheidung im vereinfachten 
Verfahren können die Betroffenen innerhalb eines 
Monats nach Zustellung bei der Bundesprüfstelle 
Antrag auf Entscheidung in der Besetzung nach § 9 
Abs. 3 stellen (vgl. Absatz 4). 

Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 17) 

Die Vorschrift wurde in der Fassung vereinfacht. 
Eine sachliche Änderung des geltenden Rechts ist 
damit nicht verbunden. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 18) 

Die Vorschrift wurde vom Ausschuß einstimmig 
beschlossen. Absatz 1 entspricht im wesentlichen 
dem geltenden Recht. Vor der Anordnung der Auf- 
nahme in die Liste, die der Vorsitzende der Bundes- 
prüfstelle, ohne daß es eines Antrags bedarf, er- 
läßt, sollen die Betroffenen gehört werden. Das ist 
sachgemäß, weil sie am vorausgegangenen Straf- 
verfahren möglicherweise nicht beteiligt waren. 

Nach Absatz 2 hat der Vorsitzende, wie bisher, 
die Entscheidung der Bundesprüfstelle herbeizufüh- 
ren, wenn widersprechende gerichtliche Entschei- 


Zu Artikel 1 Nr. 14 (§ 19) 

Die Streichung der Worte „oder auf die einst- 
weilige Anordnung" bedeutet keine sachliche Ände- 
rung. Sie sind überflüssig. Auch eine „einstweilige 
Anordnung" ist eine „zugrunde liegende Entschei- 
dung". 

Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 20) 

Die Vorschrift, die der Ausschuß einstimmig be- 
schlossen hat, ist neu gefaßt. Sie bestimmt aus- 
drücklich, daß es vor Erhebung einer Klage im Ver- 
waltungsrechtsweg einer Nachprüfung in einem 
Vorverfahren nicht bedarf. Ferner stellt sie klar, 
daß die Klage keine aufschiebende Wirkung hat. Zu 
dem gleichen Ergebnis kam die Rechtsprechung 
schon bisher auf Grund von § 17 in Verbindung 
mit § 19 GjS. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 21) 

Die Änderungen der Strafvorschrift des § 21 ha- 
ben im wesentlichen zum Ziel, dem Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 10. März 1958 
(1 BvL 42/56 — NJW 1958, 865) Rechnung zu tragen 
und im übrigen die Vorschrift an den mit dem neuen 
§ 1 Abs. 4 eingeführten Sprachgebrauch anzupassen. 
Wie bereits in den Bemerkungen zu Artikel 1 Nr. 5 
(§ 6 Abs. 2) ausgeführt worden ist, hat das Bundes- 
verfassungsgericht den § 21 Abs. 2 Satz 1 GjS mit 
Artikel 6 Abs. 2 GG insoweit unvereinbar erklärt, 
als er für den Tatbestand des § 6 Abs. 2 „den aus 
Artikel 6 Abs. 2 GG zu entnehmenden Rechtferti- 
gungsgrund für erziehungsberechtigte Eltern zu 
einem Strafausschließungsgrund abschwächt". In 
dem Fall, der dem Beschluß des Bundesverfassungs- 
gerichts zugrunde liegt, hatten die Angeklagten der 
fünfzehnjährigen Tochter ihrer Nachbarseheleute 
mit Einwilligung der Mutter der Jugendlichen Zeit- 
schriften, die durch Bild für Nacktkultur werben, 
überlassen und waren in der ersten Instanz und in 
der Berufungsinstanz mit der Begründung verurteilt 
worden, die Einwilligung der Eltern sei rechtlich un- 
erheblich. Auf Vorlage durch das Revisionsgericht 
hat das Bundesverfassungsgericht demgegenüber 



Drucksache 2373 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


ausgeführt, der Gesetzgeber sei nicht befugt gewe- 
sen, den Rechtfertigungsgrund des Artikels 6 Abs. 2 
GG in § 21 Abs. 2 Satz 1 GjS in einen Strafaus- 
schließungsgrund abzuschwächen und dadurch einem 
wegen Verstoßes gegen §§ 3 und 6 Abs. 2 GjS 
Angeklagten von vornherein die Möglichkeit abzu- 
schneiden, sich auf das elterliche Einverständnis zu 
berufen. Verfassungswidrig sei dieses Vorgehen 
des Gesetzgebers allerdings nur, soweit es sich 
gegen Eltern richte, denen das elterliche Erziehungs- 
recht (Sorgerecht) zustehe. 

Absatz 2 

wie er vom Ausschuß vorgeschlagen wird, will dem 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts Rechnung 
tragen. Er nimmt den Erziehungsberechtigten und 
den gesetzlichen Vertreter sowie andere Personen, 
die mit deren Einwilligung eine Schrift, die den Be- 
schränkungen der §§ 3 bis 5 lediglich auf Grund des 
§ 6 Abs. 2 unterliegt, einem Kind oder einem Ju- 
gendlichen feilbieten oder zugänglich machen, vom 
Tatbestand des Absatzes 1 aus. Damit ist die Straf- 
losigkeit dieses Personenkreises wie auch etwaiger 
Tatbeteiligter sichergestellt. Ausdrücklich wird mit 
dem Tatbestandsausschluß zur Frage der Rechtferti- 
gung zwar nicht Stellung genommen. Das ist aber 
auch weder notwendig noch ratsam, da Absatz 2 
nicht nur für die sorgeberechtigten Eltern, sondern 
für alle Erziehungsberechtigten gelten soll. Rechts- 
lehre und Rechtsprechung sind bei der vorgeschla- 
genen Fassung nicht gehindert, im Einklang mit dem 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts das in Ab- 
satz 2 umschriebene Verhalten, wenn es von den 
sorgeberechtigten Eltern begangen wird, als gerecht- 
fertigt anzusehen. Erfüllt eine Schrift, die durch 
Bild für Nacktkultur wirbt, gleichzeitig den Tatbe- 
stand des § 6 Abs. 1, ist sie also offensichtlich 
schwer jugendgefährdend, so greift nicht der Tat- 
bestandsausschluß des Absatzes 2, sondern nur der 
persönliche Strafausschließungsgrund des Absatzes 3 
zugunsten der dort genannten Personen ein. 


Absatz 3 

entspricht ohne wesentliche Änderung dem § 21 
Abs. 2 des geltenden Rechts. Aus dem neuen § 1 
Abs. 4 ergaben sich einige Änderungen im Sprach- 
gebrauch. Satz 1 enthält, soweit nicht der Tatbe- 
standsausschluß des neuen Absatzes 2 Platz greift, 
für Erziehungsberechtigte, gesetzliche Vertreter oder 
Jugendliche, die eine den Beschränkungen der §§ 3 
bis 6 unterliegende Schrift einem Kind oder einem 
Jugendlichen feilbieten oder zugänglich machen, im 
Einklang mit dem geltenden Recht einen persön- 
lichen Strafausschließungsgrund. Daß neben dem 
„Zugänglichmachen" auch das „Feilbieten" genannt 
wird, dient nur der Klarstellung und der Anglei- 
chung der Fassung an § 3. 

Der bisherige § 21 Abs. 3 ist unverändert als Ab- 
satz 4 und der bisherige Absatz 4 unter Anpassung 
an den neuen Sprachgebrauch als Absatz 5 über- 
nommen worden. 

Zu Artikel 2 

Da ein zusätzliches Verbreitungsverbot für ju- 
gendgefährdende Schriften durch die in § 4 Abs. 1 
Nr. 3 und 4 genannten Gewerbetreibenden im Än- 
derungsgesetz ausgesprochen wird, ist eine aus- 
drückliche Erklärung der Einschränkung des Grund- 
rechts des Artikels 5 Abs. 1 des Grundgesetzes 
nötig. 

Zu Artikel 5 

Das Gesetz Nr. 378 des Saarlandes zur Bewahrung 
der Jugend vor Schmutz und Schund vom 7. Juli 
1953 und die daran anschließenden saarländischen 
Vorschriften werden im Saarland auf Grund verfas- 
sungsrechtlicher Bedenken nicht mehr angewandt. 
Es ist daher beabsichtigt, das Gesetz über die Ver- 
breitung jugendgefährdender Schriften auch im Saar- 
land in Kraft zu setzen. Dies entspricht den im 
Ausschuß vorgetragenen Wünschen der Regierung 
des Saarlandes. 


Bonn, den 12. Januar 1961 

Dürr 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1205 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen, 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 
Die Bundesregierung wird ersucht, 

im Einvernehmen mit den Ländern die Voraus- 
setzung für die wirksame Durchführung des Ge- 
setzes über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften durch Einrichtungen zu schaffen, die 
die laufende und sachgerechte Beobachtung des 
jugendgefährdenden Schrifttums sicherstellen. 


Bonn, den 12. Januar 1961 

Der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen 


Kemmer 

Vorsitzender 


Dürr 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Verbreitung jugendgefähr- 
dender Schriften vom 9. Juni 1953 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 377) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Schriften, die geeignet sind, Kinder 
oder Jugendliche sittlich zu gefährden, sind 
in eine Liste aufzunehmen. Dazu zählen vor 
allem unsittliche, verrohend wirkende, zu 
Gewalttätigkeit, Verbrechen oder Rassenhaß 
anreizende sowie den Krieg verherrlichende 
Schriften. Die Aufnahme ist bekanntzu- 
machen." 

b) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Den Schriften stehen Schallaufnahmen, , 
Abbildungen und Darstellungen gleich." 

c) Der folgende Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Kind im Sinne des Gesetzes ist, wer 
noch nicht vierzehn, Jugendlicher, wer vier- 
zehn, aber noch nicht achtzehn Jahre alt ist." i 

i 

2. § 2 Abs. 2 wird gestrichen. 

3. ln § 3 werden die Worte „einem Jugendlichen 
unter achtzehn Jahren" ersetzt durch die Worte 
„einem Kind oder Jugendlichen". 

4. § 4 erhält die folgende Fassung: 

„§ 4 

(1) Eine Schrift, deren Aufnahme in die Liste 
bekanntgemacht ist, darf nicht 

1. durch Händler außerhalb von Ge- 
schäftsräumen oder durch Reisende 
von Haus zu Haus, 

2. in Kiosken oder anderen Verkaufs- 
stellen, die der Kunde nicht zu be- j 
treten pflegt, 

3. im Versandhandel oder 


4. in gewerblichen Leihbüchereien oder 
Lesezirkeln 

vertrieben, verbreitet oder verliehen oder zu 
diesen Zwecken vorrätig gehalten werden. 

(2) Verleger und Zwischenhändler dürfen 
eine solche Schrift nicht an Personen liefern, so- 
weit diese einen Handel nach Absatz 1 Nr. 1 
betreiben oder Inhaber von Betrieben der in 
Absatz 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten Art sind." 

5. In § 6 Abs. 1 werden vor dem Wort „Jugend- 
liche" die Worte „Kinder oder" eingefügt. 

6. Dem § 9 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Erscheinen zur Sitzung einberufene Beisitzer 
oder ihre Stellvertreter nicht, so ist die Bundes- 
prüfstelle auch in einer Besetzung von minde- 
stens neun Mitgliedern beschlußfähig, von 
denen mindestens zwei den in Absatz 2 Nr. 1 
bis 4 genannten Gruppen angehören müssen." 

7. In den §§ 10, 12 und 14 Abs. 1 wird jeweils das 
Wort „Prüfstelle" durch das Wort „Bundesprüf- 
stelle" ersetzt. 

8. § 13 erhält die folgende Fassung: 

„§ 13 

In den Fällen des § 9 Abs. 3 bedarf es zur 
Anordnung der Aufnahme in die Liste einer 
Mehrheit von zwei Dritteln, mindestens aber 
von sieben der an der Entscheidung mitwirken- 
den Mitglieder der Bundesprüfstelle." 

9. § 15 erhält die folgende Fassung: 

*§ 15 

(1) Die Bundesprüfstelle kann die Aufnahme 
einer Schrift in die Liste vorläufig anordnen, 
wenn die endgültige Anordnung der Aufnahme 
der Schrift in die Liste offenbar zu erwarten 
ist und die Gefahr besteht, daß die Schrift kurz- 
fristig in großem Umfange vertrieben wird. 

(2) Die vorläufige Anordnung wird von dem 
Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern 
einstimmig erlassen. Ein Mitglied muß einer 
der in § 9 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 genannten Gruppen 
angehören. 
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(3) Die vorläufige Anordnung tritt außer 
Kraft 

1. nach Ablauf eines Monats seit ihrer 
Bekanntmachung oder 

2. mit der Bekanntmachung der abschlie- 
ßenden Entscheidung der Bundesprüf- 
stelle über die Schrift. 

Die Frist der Nummer 1 kann vor ihrem Ablauf 
um höchstens einen Monat verlängert werden. 
Absatz 2 gilt entsprechend. Die Verlängerung ist 
bekanntzumachen. " 

10. Hinter § 15 wird der folgende § 15a eingefügt: 

.9 15a 

(1) Die Bundesprüfstelle kann die Aufnahme 
einer Schrift in die Liste im vereinfachten Ver- 
fahren anordnen, wenn die Vorausetzungen des 
§ 1 offenbar gegeben sind. 

(2) Die Entscheidung wird von dem Vorsit- 
zenden und zwei weiteren Mitgliedern, von 
denen eines den in § 9 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 ge- 
nannten Gruppen angehören muß, einstimmig 
erlassen. Kommt eine Einigung, die Schrift in 
die Liste aufzunehmen, nicht zustande, so ent- 
scheidet die Bundesprüfstelle in der Besetzung 
nach § 9 Abs. 3. 

(3) Eine Anordnung nach § 7 ist im verein- ! 

fachten Verfahren nicht zulässig. | 

(4) Gegen die Entscheidung im vereinfachten j 
Verfahren können die Betroffenen (§ 12) inner- J 
halb eines Monats nach Zustellung bei der Bun- | 
desprüfstelle Antrag auf Entscheidung in der 
Besetzung nach § 9 Abs. 3 stellen." 

11. § 17 erhält die folgende Fassung: 

„§ 17 

Eine Schrift, deren Aufnahme in die Liste 
angeordnet ist, ist unverzüglich in die Liste 
aufzunehmen. Sie ist unverzüglich von der Liste 
zu streichen, wenn die Anordnung aufgehoben 
wird oder nach § 15 Abs. 3 Nr. 1 außer Kraft 
tritt." 

12. § 18 erhält die folgende Fassung: 

„§ 18 

(1) Wird eine Schrift in der rechtskräftigen 
Entscheidung eines Gerichts für unzüchtig im 
Sinne des § 184 des Strafgesetzbuchs oder für 
schamlos im Sinne des § 184 a des Strafgesetz- 
buchs erklärt, so nimmt sie der Vorsitzende der 
Bundesprüfstelle unter Hinweis auf die gericht- 
liche Entscheidung in die Liste auf. Eines An- 
trages (§ 11 Abs. 2 Satz 1) bedarf es nicht. § 12 
gilt entsprechend. 

(2) Hält der Vorsitzende die Aufnahme nach 
Absatz 1 nicht für erforderlich oder werden 
widersprechende gerichtliche Entscheidungen 
über dieselbe Schrift bekannt, so führt er eine 
Entscheidung der Bundesprüfstelle herbei." j 


13. Hinter § 18 wird der folgende § 18 a eingefügt: 

.9 18 a 

(1) Ist eine Schrift ganz oder im wesentlichen 
inhaltsgleich mit einer in die Liste aufgenom- 
menen Schrift, so nimmt sie der Vorsitzende der 
Bundesprüfstelle in die Liste auf. Eines An- 
trages (§ 11 Abs. 2 Satz 1) bedarf es nicht. § 12 
gilt entsprechend. 

(2) Ist es zweifelhaft, ob die Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 Satz 1 erfüllt sind, so führt 
der Vorsitzende die Entscheidung der Bundes- 
prüfstelle herbei." 

14. In § 19 Abs. 1 werden die Worte „oder auf die 
einstweilige Anordnung" gestrichen. 

15. § 20 erhält die folgende Fassung: 

„§ 20 

Vor Erhebung einer Klage im Verwaltungs- 
rechtsweg bedarf es keiner Nachprüfung in 
einem Vorverfahren. Die Klage hat keine auf- 
schiebende Wirkung. Sie ist gegen den Bund, 
vertreten durch die Bundesprüfstelle, zu rich- 
ten." 

16. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird durch die folgenden Absätze 
2 und 3 ersetzt: 

„(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Erzie- 
hungsberechtigte oder der gesetzliche Ver- 
treter oder mit ihrer Einwilligung ein an- 
derer eine Schrift, die den Beschränkungen 
der §§ 3 bis 5 lediglich auf Grund des § 6 
Abs. 2 unterliegt, einem Kind oder einem 
Jugendlichen feilbietet oder zugänglich 
macht. 

(3) Wenn, abgesehen von den Fällen des 
Absatzes 2, der Erziehungsberechtigte, der 
gesetzliche Vertreter oder ein Jugendlicher 
eine Schrift, die den Beschränkungen der 
§§ 3 bis 6 unterliegt, einem Kind oder einem 
Jugendlichen feilbietet oder zugänglich 
macht, so bleibt die Tat straflos. Das Ge- 
richt kann von einer Bestrafung nach Ab- 
satz 1 absehen, wenn der Täter, der die 
Schrift einem Kind oder einem Jugendlichen 
feilgeboten oder zugänglich gemacht hat, 
dem in § 52 Abs. 1 der Strafprozeßordnung 
genannten Personenkreis angehört." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und 
erhält den folgenden Wortlaut: 

„(5) Hat ein Kind oder ein Jugendlicher 
eine Schrift, die den Beschränkungen der 
§§ 3 bis 6 unterliegt, einem anderen Kind 
oder Jugendlichen feilgeboten oder zugäng- 
lich gemacht, so leitet das Jugendamt die auf 
Grund der bestehenden Vorschriften zuläs- 
sigen Maßnahmen ein. Der Vormundschafts- 
richter kann auf Antrag des Jugendamtes 
oder von Amts wegen Weisungen erteilen." 
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Artikel 2 

Die in Artikel 5 Abs. 1 des Grundgesetzes ge- 
nannten Grundrechte werden den aus den vorste- 
henden Bestimmungen sich ergebenden Beschrän- 
kungen unterworfen. 


Artikel 3 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
das Gesetz über die Verbreitung jugendgefährden- 
der Schriften in der durch dieses Gesetz bestimmten 
Fassung bekanntzumachen. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

(1) Das Gesetz über die Verbreitung jugendge- 
fährdender Schriften vom 9. Juni 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 377) in der Fassung dieses Gesetzes 
sowie die Verordnung zur Durchführung des Ge- 


setzes über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften vom 4. März 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 31) 
gelten auch im Saarland. 

(2) Die vom Vorsitzenden der Bundesprüfstelle 
gemäß § 16 des Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften geführte Liste der 
Schriften, die geeignet sind, Jugendliche sittlich zu 
gefährden, gilt auch im Saarland. 

(3) Das Gesetz Nr. 378 des Saarlandes zur Be- 
wahrung der Jugend vor Schmutz und Schund vom 
7. Juli 1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 407) sowie 
das Gesetz Nr. 490 zur Änderung dieses Gesetzes 
vom 29. Februar 1956 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 385) und die hierzu ergangenen Ausführungsbe- 
stimmungen vom 23. September 1954 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1149) treten außer Kraft. 

(4) Die gemäß § 3 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 378 
beim Minister des Innern des Saarlandes geführte 
Liste der in § 1 des Gesetzes Nr. 378 genannten 
Schriften und Gegenstände verliert ihre Wirksam- 
keit. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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